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ZUSAMMENFASSUNG 

Das vorgeschlagene US-Amtshilfegesetz regelt die Voraussetzungen und das Ver-

fahren für die Gewährung der Amtshilfe in Umsetzung des Übereinkommen zwi-

schen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der Regierung der Verei-

nigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit und den Informationsaus-

tausch in Steuersachen vom 8. Dezember 2008 (TIEA). Das vorgesehene Verfah-

ren ermöglicht eine effiziente und rasche Verfahrensabwicklung � eine unabding-

bare Voraussetzung für eine gegenüber dem Vertragspartner und international 

glaubwürdige Amtshilfe � und sieht den notwendigen Rechtsschutz in rechts-

staatlich fairer Weise vor. Die Anordnung von Zwangsmassnahmen zur Beschaf-

fung von amtshilfeweise verlangten Informationen ist nur mit richterlicher Bewil-

ligung möglich. 

Das Inkrafttreten des Gesetzes und des TIEA ist auf den 1. Januar 2010 mit Wir-

kung für die Steuerjahre 2009 und spätere Steuerjahre vorgesehen. 

ZUSTÄNDIGES RESSORT 

Ressort Finanzen 

BETROFFENE AMTSSTELLEN 

Steuerverwaltung 
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Vaduz, 21. April 2009 

RA 2009/994-1720 

P 

1. ANLASS DER VORLAGE 

Die Umsetzung und Anwendung des Übereinkommens vom 8. Dezember 2008 

zwischen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der Regierung der 

Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit und den Informati-

onsaustausch in Steuersachen (nachfolgend �Übereinkommen�) ist in Liechten-

stein nur auf der Basis einer nationalen gesetzlichen Grundlage möglich. Das Ü-

bereinkommen tritt am 1.1.2010 mit Wirkung für die Steuerjahre 2009 und nach-

folgende in Kraft, sofern sowohl Liechtenstein als auch die Vereinigten Staaten 

von Amerika bis dahin gegenseitig notifiziert haben, dass die innerstaatlichen 

Voraussetzungen für das Inkrafttreten gegeben sind.  Liechtenstein ist aufgrund 

von Art. 13 des Übereinkommens verpflichtet, die erforderliche Umsetzungsge-

setzgebung bis zum 31. Dezember 2009 zu erlassen. 

Mit Unterzeichnung des Übereinkommens wurde für die liechtensteinischen 

Banken die Voraussetzung für die Verlängerung des QI-Status geschaffen. Der QI-

Status wird seit dem 1. Januar 2009 provisorisch für ein weiteres Jahr und ab 

Inkrafttreten des Übereinkommens am 1. Januar 2010 für sechs Jahre verlängert. 
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2. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE 

Gegenstand des Übereinkommens ist die gegenseitige Unterstützung durch den 

Austausch von Informationen, die für die Anwendung und Vollstreckung der in-

nerstaatlichen steuerrechtlichen Vorschriften des ersuchenden Staates bedeut-

sam sind. Der Informationsaustausch erfolgt auf dem Weg der Amtshilfe, d.h. 

durch Zusammenarbeit der jeweils zuständigen Steuerbehörden. Liechtenstein 

muss bei Vorliegen eines betrügerischen Steuervergehens nach US-Recht Amts-

hilfe leisten. Einen betrügerischen Akt der Steuerhinterziehung begeht nach US-

Recht, wer seine Steuern nicht vollständig deklariert. Dass ein solcher Akt nach 

liechtensteinischem Recht keinen Steuerbetrug, sondern eine verwaltungsrecht-

lich zu verfolgende Steuerhinterziehung darstellt, ist irrelevant. 

Dieser Informationsaustausch erfolgt allerdings nicht automatisch, sondern nur 

auf der Grundlage eines präzise formulierten Ersuchens. Liechtenstein muss ei-

nem Ersuchen nur entsprechen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, 

wie insbesondere das Vorliegen detaillierter Angaben über die Identität des 

Steuerzahlers und die Darlegung des zugrunde liegenden Sachverhalts. 

Die gegenständliche Gesetzesvorlage regelt die Voraussetzungen und das Ver-

fahren für die Gewährung der Amtshilfe nach dem Übereinkommen. Als Grund-

satz gilt, dass das Verfahren effizient und zügig, aber im Hinblick auf den Rechts-

schutz rechtsstaatlich fair ausgestaltet ist. So sind allfällige für die Erlangung der 

Informationen erforderlichen Zwangsmassnahmen von einer richterlichen In-

stanz, einem Einzelrichter des Verwaltungsgerichtshofs, zu bewilligen; die 

Schlussverfügung über die Gewährung der Amtshilfe ist an den Verwaltungsge-

richtshof anfechtbar. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf wurde von einer von der Regierung eingesetz-

ten Arbeitgruppe, welche interdisziplinär zusammengesetzt ist, erarbeitet. 
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Der Wortlaut des Gesetzes lehnt sich eng an das TIEA an, um unterschiedliche 

Interpretationen zwischen TIEA und Umsetzungsgesetz bzw. zwischen Liechten-

stein und den USA zu vermeiden. Der Übereinkommenstext wird teilweise wört-

lich übernommen. Es wurde zudem darauf geachtet, dass das Gesetz keine über 

das TIEA hinausgehenden und damit abkommenswidrigen Anforderungen an die 

Gewährung der Amtshilfe enthält. 

3. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

3.1 Gesetz über die Durchführung des Übereinkommens vom 8. Dezember 

2008 zwischen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der Re-

gierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit 

und den Informationsaustausch in Steuersachen (US-Amtshilfegesetz, US-

AHG) 

Zu Art. 1 

Das Gesetz bezweckt die Durchführung des Übereinkommens. Es stellt insofern 

keine darüber hinaus gehende Grundlage für die Leistung von Amtshilfe im Steu-

erbereich dar. Die Regierung behält sich je nach Verlauf der aufgenommenen 

bilateralen und multilateralen Verhandlungen über eine verstärkte Steuerkoope-

ration allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt die Möglichkeit vor, das Gesetz im 

Hinblick auf ein generelles Amtshilfegesetz zu erweitern, das auf künftige weitere 

Vertragspartner zur Anwendung kommen könnte, vor. 

Zu Art. 2 

Art. 2 umschreibt die allgemeine Zielsetzung des Informationsaustauschs gemäss 

Art. 1 TIEA. Grundsätzlich ist jeder Informationsaustausch vorgesehen, der für 

die Durchsetzung der jeweiligen inländischen Steuergesetzgebung als relevant 
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angesehen wird. Der Informationsaustausch umfasst damit nicht nur steuerstraf-

rechtliche, sondern auch zivilrechtliche Tatbestände. 

Vor diesem Hintergrund und in Ausführung von Art. 2 TIEA hat Liechtenstein als 

ersuchter Staat der ersuchenden US-Behörde diejenigen Informationen zu über-

mitteln, die 

 für die Festlegung, Veranlagung, Vollstreckung oder Erhebung von auf US-

Bundesebene erhobenen Steuern in Bezug auf Personen, die diesen Steu-

ern unterliegen, oder die Untersuchung und Verfolgung von Steuerstrafsa-

chen voraussichtlich bedeutsam sind; und 

 die liechtensteinische Behörden innehaben oder sich im Besitz oder unter 

der Kontrolle von Personen innerhalb des liechtensteinischen Hoheitsge-

biets befinden. Liechtensteinische Behörden, welche im Bereich des Steu-

errechts über massgebliche Informationen verfügen, sind neben der Steu-

erverwaltung insbesondere das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 

sowie die FMA. Die Stabsstelle FIU gilt nicht als zur Informationsherausga-

be verpflichtete Behörde.  

In Abs. 3 wird ausdrücklich festgehalten, dass die Anhängigkeit eines Strafrechts-

hilfeverfahrens nach dem Vertrag vom 8. Juli 2002 betreffend die internationale 

Rechtshilfe in Steuersachen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 

dem Fürstentum Liechtenstein (nachfolgend �US-Rechtshilfevertrag�) in dersel-

ben Angelegenheit die Gewährung der Amtshilfe nach dem vorliegenden Gesetz 

nicht hindert. 

Zu Art. 3 

Art. 3 definiert verschiedene im Gesetz verwendete Begriffe und Bezeichnungen, 

in Übereinstimmung mit Art. 3 � 5 TIEA.  
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So wird insbesondere bestimmt, dass die liechtensteinische Steuerverwaltung 

die in Liechtenstein zuständige Behörde ist (Abs. 1 Bst. d).  

Ferner wird festgelegt, dass eine Person, die über Informationen verfügt, welche 

Gegenstand des Ersuchens sind, als Informationsinhaber bezeichnet wird. 

Weiters wird definiert, welche Personen als vom Ersuchen betroffen gelten:  

- Der Kunde eines Informationsinhabers: Dies kann die in den USA steuer-

pflichtige Person selbst sein, die eine direkte Verbindung zu einem liech-

tensteinischen Informationsinhaber hat, aber auch eine Offshore-

Gesellschaft, die der in den USA steuerpflichtigen Person zuzurechnen ist 

und eine Verbindung zum liechtensteinischen Informationsinhaber hat (in 

diesem Fall hat die in den USA steuerpflichtige Person wohl keine direkte 

Verbindung zum liechtensteinischen Informationsinhaber). 

- Eine Person, deren steuer- oder strafrechtliche Verantwortung vom Ersu-

chen betroffen ist (Art. 5 Abs. 2 Bst. a TIEA): Falls die in den USA steuer-

pflichtige Person keine direkte Verbindung zum liechtensteinischen Infor-

mationsinhaber hat, ist damit diese in den USA steuerpflichtige Person ge-

meint. 

- Die Person, die persönlich und direkt durch das Ersuchen betroffen ist: Soll-

ten die US-Behörden mit ihren Annahmen falsch liegen und die Informatio-

nen überhaupt nicht die in den USA steuerpflichtige Person, sondern einen 

völlig unbeteiligten Dritten betreffen, muss dieser unbeteiligte Dritte die 

Möglichkeit haben, sich gegen die Übermittlung der ihn betreffenden In-

formationen zur Wehr zu setzen. 

Zu Art. 4 

Art. 4 enthält - in Umsetzung von Art. 8 (1. Teil) TIEA - Bestimmungen zur ver-

traulichen Behandlung von übermittelten Informationen.  
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Die Informationen dürfen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist, 

lediglich denjenigen Personen oder Behörden, einschliesslich Aufsichtsbehörden, 

innerhalb des Hoheitsgebiets des ersuchenden Staates bekannt gegeben werden, 

die sich mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Verfolgung 

sowie der Behandlung von Beschwerden in Bezug auf die im Ersuchen angespro-

chenen Steuern befassen. 

Weiters dürfen die übermittelten Informationen nur 

- für Zwecke gemäss Art. 2 des Gesetzes verwendet werden; 

- sowie für Zwecke, die vom US-Rechthilfevertrag erfasst sind, sofern die er-

suchte Behörde, im Falle Liechtensteins die Steuerverwaltung, vorgängig 

ihre Zustimmung erteilt hat. Über die Zulässigkeit einer solchen Verwen-

dung entscheidet die Steuerverwaltung mit Verfügung, sofern die Berech-

tigten nicht ausdrücklich und unwiderruflich darauf verzichten. Eine solche 

Verfügung kann gemäss Art. 27 binnen 14 Tagen ab Zustellung mit Be-

schwerde an den Verwaltungsgerichtshof angefochten werden. 

Diese Vertraulichkeit ist im Rahmen der ausländischen Öffentlichkeitsvorschrif-

ten allerdings eingeschränkt (Abs. 2). Hier geht es in erster Linie darum, dass die 

ersuchende Behörde die erhaltenen Informationen zwecks Durchsetzung ihrer 

Ansprüche in einem Gerichtsverfahren offen legen können muss. Wenn dieses 

Gerichtsverfahren öffentlich ist, werden die Informationen damit publik. Dies 

bedeutet aber nicht, dass eine aktive und vom Verfahren losgelöste Information 

der Öffentlichkeit stattfinden kann. Im Übrigen geht der Anklageerhebung in der 

Regel ein Ermittlungsverfahren voraus, das grundsätzlich nicht öffentlich ist.  

Zu Art. 5 

Art. 5 bestimmt, dass die zuständigen Behörden direkt miteinander verkehren. 
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Zu Art. 6 

Art. 6 hält explizit fest, dass Ersuchen in schriftlicher Form zu stellen sind. In drin-

genden Fällen können Ersuchen vorab per Fax oder E-Mail übermittelt werden, 

sofern das Original nachgereicht wird. Dieses Vorgehen entspricht der Praxis in 

Rechtshilfeverfahren. 

Zu Art. 7 

Mit Art. 7 wird bestimmt, dass Verfahren nach diesem Gesetz zügig durchzufüh-

ren sind. Es ist eine rasche und prioritäre Durchführung von Amtshilfeverfahren 

sicherzustellen. 

Zu Art. 8 

Die liechtensteinische Steuerverwaltung nimmt als zuständige Behörde Ersuchen 

entgegen. Falls ein Ersuchen bei einer anderen Behörde eingehen sollte, ist jenes 

- im Sinne der zügigen Durchführung des Verfahrens - umgehend an die Steuer-

verwaltung weiterzuleiten. 

Zu Art. 9 

Art. 9 setzt Art. 5 Abs. 2 TIEA um und ist die zentrale Bestimmung des Gesetzes. 

Sie legt fest, unter welchen Bedingungen der Informationsaustausch stattfindet, 

und macht vor allem deutlich, dass eine Verpflichtung zum Informationsaus-

tausch nur im Rahmen einer spezifizierten Anfrage erfolgen kann. Es besteht also 

kein automatischer Informationsaustausch. So genannte �John Doe Summons�1 

oder fishing expeditions sind unzulässig. 

So ist insbesondere erforderlich, dass im Ersuchen die Identität des US-

Steuerpflichtigen, dessen steuer- oder steuerstrafrechtliche Verantwortung tan-

giert ist, angegeben wird (Bst. a). Es ist dabei davon auszugehen, dass die Offen-

                                                      

1 Eine gerichtliche Vorladung, welche an einen unbekannten Angeschuldigten gerichtet ist und der in der 
Vorladung als �John Doe� bezeichnet wird. 
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legung der Identität des Steuerpflichtigen in aller Regel mit der Nennung des 

Namens verbunden sein muss. Weiters sind insbesondere die Zeitspanne, in Be-

zug auf welche die Informationen verlangt werden (Bst. b), sowie die Art und die 

Form der verlangten Informationen (Bst. c) aufzuführen; diesbezüglich ist klar zu 

stellen, dass die mündliche Übermittlung von Informationen nicht zulässig ist. 

Weiters ist der dem Ersuchen zugrunde liegende Sachverhalt (Bst. d) aufzuführen 

und sind die Gründe zur Annahme, dass sich die verlangten Informationen im 

Besitz oder unter der Kontrolle einer Person innerhalb des Hoheitsgebiets des 

Fürstentums Liechtenstein befinden (Bst. f), zu nennen. Von Bedeutung ist fer-

ner, dass die innerstaatlichen Mittel zur Informationsbeschaffung vor der Einrei-

chung des Ersuchens grundsätzlich ausgeschöpft worden sein müssen (Subsidia-

rität der Amtshilfe; Bst. i). Zudem muss die Reziprozität im Einzelfall gegeben sein 

(Bst. h). Die Erfüllung der beiden letztgenannten Bedingungen ist seitens der er-

suchenden Behörde mittels entsprechender Erklärungen nachzuweisen. Auf-

grund des völkerrechtlichen Vertrauensgrundsatzes ist von der Richtigkeit dieser 

Erklärungen auszugehen. Eine Ausnahme besteht gemäss Rechtsprechung des 

Staatsgerichtshofes nur bei offensichtlich rechtsmissbräuchlichem Verhalten des 

ersuchenden Staates2. Soweit bekannt, sind auch Name und Adresse der Person, 

von der seitens der ersuchenden Behörde angenommen wird, dass die ersuchten 

Informationen in deren Besitz oder unter deren Kontrolle sind, zu nennen (Bst. 

g). Das bedeutet, dass der Informationsträger im Ersuchen nicht notwendiger-

weise namentlich genannt sein muss. In solchen Fällen muss die ersuchende US-

Behörde allerdings zumindest Anhaltspunkte dafür liefern, dass die verlangten 

Informationen in Liechtenstein liegen.  

                                                      

2 StGH 2002/17 
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Der Informationsaustausch hat auch dann zu erfolgen, wenn der ersuchte Staat 

selbst die Informationen für seinen Steuerbedarf nicht benötigt (vgl. Art. 5 Abs. 3 

und 4 TIEA). 

Zu Art. 10 

Gemäss Art. 7 TIEA kann die ersuchte Behörde Ersuchen unter bestimmten Be-

dingungen ablehnen. So kann die Steuerverwaltung ein US-Ersuchen ablehnen, 

wenn die Voraussetzungen gemäss Art. 9 nicht erfüllt sind (unspezifiziertes Ersu-

chen etc.) oder wenn es dem ordre public widerspricht. Ein weiterer Ableh-

nungsgrund ist gegeben, wenn nach US-Recht die Verjährung in Bezug auf den 

Gegenstand des Ersuchens eingetreten ist; die liechtensteinischen Verjährungs-

vorschriften sind somit nicht massgebend. Dies entspricht einem bereits im 

Rahmen der Rechtshilfe anerkannten Grundsatz. Bezüglich der Beurteilung die-

ses letztgenannten Ablehnungsgrundes wird es im Einzelfall jeweils erforderlich 

sein, dass die Steuerverwaltung bei der zuständigen US-Behörde eine entspre-

chende Rückfrage tätigt. Dem völkerrechtlichen Vertrauensgrundsatz folgend 

muss die Steuerverwaltung - wie bereits dargelegt - von der Richtigkeit der An-

gaben der US-Behörde ausgehen. 

Selbstverständlich dürfen aufgrund des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes, der 

für jegliches Handeln von Verwaltungsbehörden gilt und somit auch im Amtshil-

feverfahren zum Tragen kommt, nur diejenigen Informationen an die US-

Behörde übermittelt werden, die im Zusammenhang mit dem konkreten Ersu-

chen von Relevanz sind. 

Zu Art. 11 

Art. 11 ff regeln das innerstaatliche Verfahren zur Beschaffung der im Ersuchen 

verlangten Informationen. 
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In Art. 11 wird bestimmt, dass die Steuerverwaltung nach Eingang des Ersuchens 

zuerst dessen Zulässigkeit nach Art. 9 prüft. Stellt die Steuerverwaltung die Zu-

lässigkeit des Ersuchens oder von Teilen des Ersuchens fest, trifft sie sämtliche 

Vorkehrungen und Massnahmen, um dem Ersuchen zu entsprechen. Über die 

Feststellung der Zulässigkeit wird keine gesonderte Verfügung erlassen; diese ist 

Teil der Schlussverfügung, welche binnen 14 Tagen ab Zustellung an den Verwal-

tungsgerichtshof angefochten werden kann (vgl. Art. 27). 

Kann einem Ersuchen nicht oder teilweise nicht entsprochen werden, weil die 

Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Art. 9 nicht erfüllt sind oder ein Ablehnungs-

grund nach Art. 10 vorliegt, teilt die Steuerverwaltung dies der ersuchenden US-

Behörde - den Vorgaben des TIEA3 folgend - unverzüglich mit (Abs. 2). 

Zu Art. 12 

Ergibt die Prüfung des Ersuchens dessen Zulässigkeit, benachrichtigt die Steuer-

verwaltung den Informationsinhaber über den Eingang des Ersuchens und die 

darin verlangten Informationen und fordert diesen - sofern ihr die verlangten 

Informationen nicht bereits bekannt sind oder vorliegen - gleichzeitig auf, ihr die 

Informationen binnen 14 Tagen zukommen zu lassen (Abs. 1 Bst. a und b). Diese 

Frist kann in begründeten Fällen angemessen verlängert werden (Abs. 2). Eine 

allfällige Ablehnung einer beantragten Fristverlängerung erfolgt formlos und 

kann nicht angefochten werden kann; auch die Dauer einer allfälligen Verlänge-

rung kann nicht angefochten werden. 

Weiters trägt die Steuerverwaltung dem Informationsinhaber auf, allfällige be-

troffene Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland über den Eingang des Ersu-

                                                      

3 Ziff. 6 des Anhangs zum TIEA, Ziff. 5 Bst. k des Anhangs zum TIEA. Anmerkung: Der Anhang bildet einen 
integrierenden Bestandteil des Übereinkommens und hat denselben völkerrechtlichen Verpflichtungscha-
rakter wie das Übereinkommen. Im Anhang werden einige Bestimmungen des Übereinkommens präzi-
siert. 
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chens, über die darin verlangten Informationen sowie über das inzwischen einge-

leitete inländische Verfahren in Kenntnis zu setzen und diese dahingehend zu 

informieren, dass ihnen das Recht zusteht, sich am inländischen Verfahren zu 

beteiligen und gegebenenfalls einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten 

namhaft zu machen. Dies entfällt allerdings, wenn die ersuchende Behörde die 

vertrauliche Behandlung des Ersuchens verlangt (Abs. 1 Bst. c). Um eine solche 

Vertraulichkeit wird oft aus verfahrenstaktischen Gründen ersucht, beispielswei-

se wenn an mehrere Staaten mehrere Ersuchen gerichtet werden, die gleichzei-

tig vollzogen werden sollen, ohne dass verdächtigte Personen vorgewarnt wer-

den. In diesen Fällen ist eine allfällig betroffene Person mit Wohnsitz oder Sitz im 

Ausland allerdings spätestens mit der Schlussverfügung zu informieren (Abs. 3). 

Zu Art. 13 

Art. 13 bildet die Grundlage, damit die Steuerverwaltung der in Art. 1 TIEA ge-

nannten Verpflichtung4, der ersuchenden Behörde diejenigen für das jeweilige 

Ersuchen massgeblichen Informationen zu übermitteln, welche die liechtenstei-

nischen Behörden innehaben, nachkommen kann. Art. 13 bestimmt, dass die 

inländischen Behörden verpflichtet sind, der Steuerverwaltung alle für die Durch-

führung dieses Gesetzes notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen. So 

kann die Steuerverwaltung gestützt auf diese Norm die im konkreten Fall mass-

geblichen Informationen, welche sich insbesondere beim Grundbuch- und Öf-

fentlichkeitsregisteramt oder bei der FMA befinden, verlangen. Wie bereits er-

wähnt, gilt diese Verpflichtung zur Informationsherausgabe nicht für die Stabs-

stelle FIU. 

                                                      

4 Vgl. Art. 2 Abs. 2 Bst. b 
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Zu Art. 14 

Gemäss den Vorgaben des TIEA5 schützen gesetzliche Vorschriften über ein Be-

rufs- oder Geschäftsgeheimnis nicht vor der Verpflichtung, der Steuerverwaltung 

die verlangten Informationen zu übermitteln.  

Eine Ausnahme vom Grundsatz, dass Informationen aus dem Geheimbereich 

offen zu legen sind, gilt, wenn ausschliesslich ein eigenes Handels-, Geschäfts-, 

Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder Geschäftsverfahren betroffen 

ist (Abs. 3), sowie in Fällen, in denen ein Rechtsanwalt Informationen im Rahmen 

der Erteilens von juristischem Rat oder zum Zwecke der Verwendung in laufen-

den oder in Erwägung gezogener Verfahren erhalten hat (Abs. 2). Gleichermas-

sen können auch Rechtsanwaltsgesellschaften dem Anwaltsgeheimnis verpflich-

tet sein. Nach Art. 67 Abs. 4 i.V.m. Art. 15 des Rechtsanwaltsgesetzes können 

weiters auch Rechtsagenten zur Verschwiegenheit im Sinne des Rechtsanwalts-

gesetzes verpflichtet sein, ohne dass es sich hierbei um Rechtsanwälte handelt. 

Gleiches gilt für Patentanwälte, die nach Art. 16 des Patenanwaltsgesetzes zur 

(paten-)anwaltlichen Verschwiegenheit verpflichtet sind.   

Zu Art. 15 

In Art. 15 wird - in Umsetzung von Art. 5 Abs. 6 TIEA - klar gestellt, welche Infor-

mationen die Steuerverwaltung auf entsprechendes Ersuchen der US-Behörde 

hin insbesondere beschaffen können muss. Dies sind beispielsweise Informatio-

nen, die im Besitz sind von Banken, anderen Finanzinstituten und jeglichen Per-

sonen, wie Bevollmächtigte und Treuhänder, die als Agent oder in treuhänderi-

scher Eigenschaft handeln. Ferner kann die ersuchende Behörde grundsätzlich 

Informationen verlangen, welche die Eigentumsverhältnisse von Rechtsträgern 

betreffen, einschliesslich Informationen über alle Personen in einer Kette von 

                                                      

5 Art. 7 Abs. 2, Art. 5 Abs. 4 und 6 TIEA 
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Eigentümern. Im Falle von Personengesellschaften müssen - auf entsprechendes 

Verlangen der ersuchenden Behörde - Informationen betreffend die Identitäten 

der Mitglieder der Personengesellschaften, im Falle von Trusts Informationen 

betreffend Settlor, Trustee und Begünstigte und im Falle von Stiftungen Informa-

tionen betreffend Stifter, Mitglieder des Stiftungsrats und Begünstigte zur Verfü-

gung gestellt werden können. 

Zu Art. 16 

Art. 5 Abs. 5 und 6 TIEA beinhalten die Verpflichtung, der ersuchten Behörde 

innerstaatlich die erforderlichen Kompetenzen einzuräumen, um die ersuchten 

Informationen beschaffen zu können. Aus diesem Grund wird der Steuerverwal-

tung mit Art. 16 die Kompetenz eingeräumt, eine Verfügung über die Anordnung 

von Zwangsmassnahmen zu erlassen, falls ein Informationsinhaber ihrer Auffor-

derung, die verlangten Informationen innerhalb einer bestimmten Frist zu über-

mitteln, nicht freiwillig Folge leistet. Für die Wirksamkeit einer solchen Verfü-

gung ist allerdings die Bewilligung eines Einzelrichters des Verwaltungsgerichts-

hofes erforderlich. Dieser für die Bewilligung zuständige Einzelrichter wird in der 

Geschäftsordnung des Verwaltungsgerichtshofes festgelegt. Dabei soll aber nicht 

der Vorsitzende des Verwaltungsgerichtshofes als hierfür zuständiger Richter 

fungieren, da Beschlüsse des Einzelrichters an den Verwaltungsgerichtshof als 

Kollegium anfechtbar sind und der Vorsitzende dabei nicht in den Ausstand tre-

ten soll. 

In Abs. 5 wird bestimmt, dass der Erlass einer Verfügung über die Anordnung von 

Zwangsmassnahmen bei Gefahr in Verzug auch ohne vorgängige Aufforderung 

durch die Steuerverwaltung zulässig ist. 

Zu Art. 17 

Um alle Informationen im Sinne von Ziff. 4 des Anhangs zum TIEA auch zwangs-

weise erlangen zu können, ist die Anordnung folgender Zwangsmassnahmen 
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möglich: Haus- und Personendurchsuchungen (§ 92ff StPO), Zwangs- und Beu-

gemittel gegen Zeugen (§§ 113, 114 StPO) sowie die Beschlagnahme (§§ 96 - 98a 

StPO). Da Vermögenssperren nach dem TIEA nicht verlangt werden können, ist 

§ 97a StPO ausdrücklich von der Anwendbarkeit auszunehmen. § 98a StPO kennt 

Sonderbestimmungen für Banken und Wertpapierfirmen, ist jedoch nur in den in 

§ 98a Abs. 1 StPO genannten Fällen anzuwenden. Deshalb wird bestimmt, dass 

§ 98a StPO bei Anwendung dieses Gesetzes (und somit für die Zwecke dieses 

Gesetzes) sinngemäss zur Anwendung gelangt. 

Zu Art. 18 

Die Steuerverwaltung führt die vom Einzelrichter des Verwaltungsgerichtshofes 

bewilligten Zwangsmassnahmen durch. Dabei kann sie die Landespolizei um Un-

terstützung ersuchen.  

Zu Art. 19 

Art. 6 TIEA enthält Bestimmungen zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

der Behörden, einschliesslich der Möglichkeit der ersuchenden Behörde, Vertre-

ter zu Steuerprüfungen und Befragungen ins Hoheitsgebiet des ersuchten Staa-

tes zu entsenden.  

Art. 19 Abs. 3 legt fest, dass das Ressort Finanzen die Einreise von Vertretern der 

ersuchenden US-Behörde bewilligen kann, um an einer von der Steuerverwal-

tung durchzuführenden oder von ihr in Auftrag gegebenen Steuerprüfung teilzu-

nehmen. Die Steuerprüfung ist allerdings stets von der Steuerverwaltung oder 

deren Beauftragten durchzuführen. Die ausländischen Behördenvertreter haben 

jedoch Zugang zu denselben Räumlichkeiten und Unterlagen wie die Steuerver-

waltung bzw. deren Beauftragter. Ausländische Behördenvertreter dürfen selbst 

keine Ermittlungshandlungen vornehmen. Gemäss Abs. 4 steht ihnen aber das 

Recht zu, die eine Zeugenaussage machende oder Geschäftsbücher, Dokumente, 
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Unterlagen und andere bewegliche Sachen herausgebende Person durch die 

Steuerverwaltung befragen zu lassen6. 

Entsprechend der Verpflichtung aus Art. 6 Abs. 1 TIEA kann das Ressort Finanzen 

auch die Einreise von Vertretern der ersuchenden US-Behörde bewilligen, damit 

diese - unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften Liechtensteins, wie insbe-

sondere der Datenschutzbestimmungen, - einen Informationsinhaber bzw. eine 

betroffene Person befragen und Unterlagen einsehen können. Dies ist allerdings 

nur möglich, sofern es zur sachgemässem Erledigung des Ersuchens erforderlich 

ist und der Informationsinhaber bzw. die betroffene Person vorgängig ihre 

schriftliche Zustimmung erteilt hat. Die Steuerverwaltung kann an einem solchen 

Treffen zwischen den ausländischen Behördenvertretern und dem Informations-

inhaber bzw. der betroffenen Person teilnehmen.  

Das Ressort Finanzen wird als die für die Erteilung der Bewilligung geeignete Be-

hörde betrachtet, da die Frage, ob und wem eine Bewilligung erteilt wird, von 

politischer Bedeutung ist. Diese Auffassung wurde auch im Rahmen der Revision 

des Rechtshilfegesetzes vertreten, dort beurteilt ausschliesslich das Ressort Justiz 

die Frage der Bewilligung betreffend die Anwesenheit ausländischer Behörden-

vertreter auf dem Hoheitsgebiet des Fürstentums Liechtenstein. Die seitens des 

Ressorts Finanzen erteilte Bewilligung der Zulassung der ausländischen Behör-

denvertreter ist nicht anfechtbar.  

Zu Art. 20 

In Umsetzung von Ziff. 4 Bst. c des Anhangs zum TIEA kann das Ressort Finanzen 

die Einreise von Personen gestatten, die von der ersuchenden US-Behörde be-

stimmt wurden, weil diese in die Behandlung des Ersuchens involviert oder da-

von betroffen sind, um die eine Zeugenaussage machende oder Geschäftsbü-

                                                      

6 Ziff. 4 Bst. d des Anhangs zum TIEA 
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cher, Dokumente, Unterlagen und andere bewegliche Sachen herausgebende 

Person durch die Steuerverwaltung befragen zu lassen (Ziff. 4 Bst. d Anhang 

TIEA). Solche von der ersuchenden Behörde bestimmte Personen können insbe-

sondere der Angeklagte, sein Verteidiger oder Personen, die für die Verwaltung 

und Vollstreckung der vom Übereinkommen betroffenen innerstaatlichen Vor-

schriften des ersuchenden Staates zuständig sind, sein. 

Über die Zulassung solcher Personen entscheidet das Ressort Finanzen, wobei 

eine solche Bewilligung nicht anfechtbar ist. 

Zu Art. 21 

Stellt sich heraus, dass sich die gewünschten Informationen ganz oder teilweise 

nicht bei den inländischen Behörden, insbesondere der Steuerverwaltung, der 

FMA oder dem GBOERA (ausgenommen ist auch hier die Stabsstelle FIU) befin-

den , oder im Besitz oder unter der Kontrolle einer Person innerhalb des liech-

tensteinischen Hoheitsgebiets sind, hat die Steuerverwaltung dies der ersuchen-

den US-Behörde unverzüglich mitzuteilen (Ziff. 4 Bst. k und Ziff. 6 des Anhangs 

zum TIEA).  

Zu Art. 22 

In Anlehnung an das Rechtshilfegesetz (Art. 52 Abs. 5 RHG) ist ein vereinfachtes 

Verfahren vorgesehen. Stimmen die Berechtigten vor dem Abschluss des Verfah-

rens der Übermittlung der Informationen ausdrücklich zu � dies muss von der 

Steuerverwaltung schriftlich festgehalten werden � so können die Informationen 

an die ersuchende Behörde übermittelt werden.  Die Zustimmung zur Übermitt-

lung ist unwiderruflich. 

Zu Art. 23 

Die Steuerverwaltung hat nach Abschluss der Informationsbeschaffung die vor-

liegenden Informationen zu prüfen und zu beurteilen, ob dem Ersuchen Folge 
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geleistet werden kann und welche der vorliegenden Informationen der ersu-

chenden Behörde übermittelt werden sollen. Dies hält sie in einer aufgrund von 

Art. 27 anfechtbaren Verfügung fest (Schlussverfügung). Nach Rechtskraft der 

Schlussverfügung werden die Informationen übermittelt; nicht übermittelte In-

formationen sind den Berechtigten zurück zu geben. 

Zu Art. 24 

Die Weiterleitung von Informationen an Steuerbehörden von Drittstaaten ist 

gemäss Art. 8 TIEA nur nach Zustimmung der liechtensteinischen Steuerverwal-

tung zulässig. Diese Zustimmung wird erteilt, sofern mit dem betreffenden Dritt-

staat ein mit dem US-TIEA vergleichbares Abkommen besteht und es keine be-

sonderen Gründe gibt, die einer Weiterleitung entgegenstehen oder wenn die 

Weiterleitung im wesentlichen Landesinteresse liegt. Die Zustimmung zur Wei-

terleitung hat in Form einer bekämpfbaren Verfügung zu erfolgen (siehe Art. 27). 

Zu Art. 25 

Die Verfahrensbeteiligungsrechte dieses Gesetzes sind weit ausgestaltet. Die 

Berechtigten � gemäss Art. 3 Abs. Bst. k und l US-AHG sind dies der Informations-

inhaber, der Kunde eines Informationsinhabers, die Person, deren steuer- oder 

steuerstrafrechtliche Verantwortung betroffen ist oder eine Person, die persön-

lich und direkt vom Ersuchen betroffen ist � können sich am Verfahren beteiligen 

und ihre Rechte wahrnehmen, soweit dies für die Wahrung schutzwürdiger Inte-

ressen notwendig ist. Auf dieser Grundlage hat etwa auch die Bank als Informati-

onsinhaberin ein Beschwerderecht. Dies ist namentlich dann bedeutsam, wenn 

sich die betroffenen Personen im Ausland befinden und die der Bank auferlegte 

Informationspflicht eine Zeit in Anspruch nehmen kann, was dazu führt, dass 

durch den Beginn der Rechtsmittelfrist solchen betroffenen Personen faktisch 

die Möglichkeit genommen wird, Beschwerde zu erheben. Die Bank als Informa-

tionsinhaberin soll daher berechtigt sein, zur Wahrung der Interessen der betrof-
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fenen Personen ein Rechtsmittel zu ergreifen. Damit können Zustellungen ins 

Ausland vermieden und das Verfahren beschleunigt werden. 

Analog zu Art. 58a des Rechtshilfegesetzes ist eine Einschränkung der Aktenein-

sicht oder der Verfahrensbeteiligungsrechte nur zulässig, wenn dies im Interesse 

des ausländischen Verfahrens liegt, auf Verlangen der ersuchenden Behörde zum 

Schutz eines wesentlichen Interesses (z.B. Geheimhaltungsinteresse) geschieht, 

wegen der Natur oder Dringlichkeit der Amtshilfehandlung oder zum Schutz we-

sentlicher privater Interessen notwendig ist oder im Interesse eines liechtenstei-

nischen Verfahrens liegt. 

Zu Art. 26 

Die Zustellungsbestimmungen orientieren sich an Art. 58b des Rechtshilfegeset-

zes (Abs. 1) sowie an der Rechtssprechung des OGH (Abs. 4). Die Zustellung er-

folgt an Berechtigte, die ihren Wohnsitz oder Sitz im Inland haben, soweit diese 

der ersuchten Behörde bekannt sind; sowie den inländischen Zustellungsbevoll-

mächtigten der im Ausland ansässigen betroffenen Personen, soweit sich diese 

am Verfahren beteiligt und einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten 

namhaft gemacht haben (Abs. 1). 

Macht eine im Ausland ansässige betroffene Person keinen inländischen Zustel-

lungsbevollmächtigten namhaft, gelten Zustellungen an diese Person mit der 

Zustellung an den Informationsinhaber als bewirkt (Abs. 2).  Dasselbe gilt in Be-

zug auf Berechtigte mit Wohnsitz oder Sitz in Liechtenstein, die der ersuchten 

Behörde nicht bekannt sind (Abs. 3). 

Zu Art. 27 

Schlussverfügungen nach Art. 23, Verfügungen nach Art. 4 Abs. 3 (Verwendung 

der Informationen) und Weiterleitungsverfügungen nach Art. 24 Abs. 3 können 

binnen einer 14-tägigen Frist beim Verwaltungsgerichtshof angefochten werden. 
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Dieser direkte Rechtsmittelzug an das Verwaltungsgericht bedingt eine Verfas-

sungsänderung, da Art. 78 Abs. 2 LV einen solchen Rechtsmittelzug nicht zulässt. 

Diese Verfassungsänderung soll im Interesse eines zügigen Verfahrens durchge-

führt werden (siehe unten 4.).  Die Regierung ist der Meinung, dass mit einer 

ordentlichen Rechtsmittelinstanz der notwendige Rechtsschutz der Betroffenen 

gewahrt wird und gleichzeitig dem Erfordernis eines raschen Verfahrens Genüge 

getan werden kann. Ein zügiges und effizientes Verfahren ist ein wesentliches 

Kriterium einer wirksamen und glaubwürdigen Amtshilfe. Gerade auch mit Blick 

auf die jüngsten eine schweizerische Grossbank betreffenden Fälle kann damit 

insbesondere vermieden werden, dass liechtensteinische Finanzintermediäre in 

unangenehme Drucksituationen hinsichtlich der Datenherausgabe geraten. 

Zu Art. 28 

Beschlüsse über die Anordnung von Zwangsmassnahmen nach Art. 16 Abs. 3 sind 

sofort vollstreckbar, können aber gleichzeitig mit der Schlussverfügung nach Art. 

23 angefochten werden (Abs. 1). 

Davon ausgenommen sind Beschlüsse, mit denen über einen Zeugen eine Beu-

gehaft verhängt wird. Diese können binnen einer Woche ab Zustellung beim 

Verwaltungsgerichtshof angefochten werden (Abs. 2). 

Die Steuerverwaltung kann die Verweigerung der richterlichen Bewilligung einer 

Zwangsmassnahme nach Art. 16 Abs. 3 binnen einer Woche anfechten (Abs. 3). 

Zu Art. 29 

Gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs kann binnen 14 Tagen Indi-

vidualbeschwerde beim StGH erhoben werden (Abs. 1). Anträge auf Zuerken-

nung der aufschiebenden Wirkung oder auf Erlass vorsorglicher Massnahmen 

sind nicht zulässig. Die Formulierung von Abs. 2 entspricht Art. 21 Abs. 4 des 

Marktmissbrauchsgesetzes (MG). 
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Dies hat zur Folge, dass die Informationen an die ersuchende US-Behörde über-

mittelt werden, obwohl eine Individualbeschwerde beim StGH eingebracht wur-

de. Eine erfolgreiche Individualbeschwerde kann die Übermittlung der Informati-

on somit nicht verhindern. Es stellt sich bei erfolgreicher Beschwerde allenfalls 

die Frage der Amtshaftung. Die bisherige Praxis im Bereich der Amtshilfe hat ge-

zeigt, dass der StGH in Ausfolgungsersuchen einen Antrag auf aufschiebende 

Wirkung regelmässig und nicht wie in Art. 52 StGHG vorgesehen lediglich in Aus-

nahmefällen genehmigt. Die Praxis zeigt aber auch, dass der StGH die Entscheide 

der unteren Gerichtsinstanzen in der Regel bestätigt. Falls der StGH ausnahms-

weise ein Urteil des VGH aufheben würde, wird der VGH seine Rechtssprechung 

entsprechend anpassen. Ohne den Ausschluss der Zuerkennung der aufschie-

benden Wirkung oder des Erlasses vorsorglicher Massnahmen müsste bei voller 

Ausschöpfung der Rechtsmittel von einer durchschnittlichen Verfahrensdauer 

von rund einem Jahr ausgegangen werden. Dies scheint der Regierung gerade im 

gegenwärtigen internationalen Umfeld nicht vertretbar und mit einem effizien-

ten und glaubhaften Amtshilfesystem nicht vereinbar. Die maximale Dauer eines 

Amtshilfeverfahrens sollte 4 � 6 Monate nicht überschreiten. 

Zu Art. 30 

Das Verfahren richtet sich ansonsten nach den Bestimmungen des Landesverwal-

tungspflegegesetzes (LVG) und für die Anordnung von Zwangsmassnahmen und 

die Vernehmung und Beeidung von Personen nach den Bestimmungen der Straf-

prozessordnung (StPO). 

Zu Art. 31 

Dieser Artikel regelt die Stellung von Amtshilfeersuchen an die zuständigen US-

Behörden durch die Steuerverwaltung. 
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Zu Art. 32 

Gemäss Art. 15 TIEA findet das Gesetz nur Anwendung auf Ersuchen, die nach 

Inkrafttreten des Gesetzes eingehen und Bezug auf Steuerjahre nehmen, die am 

oder nach dem 1. Januar 2009 begonnen haben (Abs. 1). 

Ziffer 8 des Anhangs zum TIEA bestimmt, dass Informationen, die vor dem 1. Ja-

nuar 2009 erstellt wurden, nur an die ersuchende Behörde übermittelt werden 

können, sofern diese für ein Ersuchen mit Bezug auf Steuerjahre, die am oder 

nach dem 1. Januar 2009 beginnen, voraussichtlich bedeutsam sind (z.B. eine  

Unterschriftenkarte für ein Bankkonto, die vor dem genannten Stichdatum er-

stellt wurde). 

Zu Art. 33 

Das Inkrafttreten von Gesetz und Übereinkommen ist am 1. Januar 2010 vorge-

sehen. Voraussetzung dafür ist, dass sich beide Parteien bis dahin mitgeteilt ha-

ben, dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind 

(Art. 15 TIEA). 

4. ABÄNDERUNG DER VERFASSUNG 

Mit der vorgeschlagenen Verfassungsänderung soll gegen erstinstanzliche Ent-

scheidungen von Amtsstellen (hier: Steuerverwaltung) ein direkter Rechtsmittel-

zug an den Verwaltungsgerichtshof (VGH) ermöglicht werden und so das ent-

sprechende Verfahren beschleunigt werden. Das bestehende System, wonach 

ein Geschäft nur dann an eine Amtsstelle zur selbständigen Erledigung übertra-

gen werden kann, wenn der Rechtsmittelzug an die Regierung oder eine beson-

dere Beschwerdekommission geht (Art. 78 Abs. 2 und 3 LV) kann damit aus-

nahmsweise in einzelnen, gesetzlich zu regelnden Fällen durchbrochen werden. 
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Das geltende System, das bereits durch die Schaffung der besonderen Beschwer-

dekommissionen durchbrochen wurde, wird mit der Stellung der Regierung als 

oberste Verwaltungsbehörde begründet, der als solcher eine besondere politi-

sche Verantwortung zukommt. Mit der vorgeschlagenen Verfassungsänderung 

und dem vorliegenden US-AHG wird nun im Sinne der angestrebten Verfahrens-

beschleunigung die Steuerverwaltung anstelle der Regierung entscheiden. Gera-

de in Fällen, die eine politische Bedeutung entwickeln, was in Amtshilfefällen 

betreffend Steuerangelegenheiten durchaus der Fall sein kann, ist es aber not-

wendig, dass die Regierung die Entscheidführung nicht ganz aus der Hand gibt, 

sondern bei Bedarf intervenieren kann. Aufgrund der generellen Stellung der 

Regierung muss sie sich die Entscheidungen untergeordneter Verwaltungsstellen 

ohnehin zurechnen lassen. Die Regierung plant daher in Ergänzung zur Verfas-

sungsänderung eine verwaltungsorganisationsrechtliche Gesetzesanpassung vor-

zuschlagen, mit welcher ein Evokationsrecht für die Regierung geschaffen wer-

den soll. Damit kann die Regierung jederzeit einzelne Geschäfte zum Entscheid 

an sich ziehen bzw. der zuständigen Amtsstelle Weisungen erteilen können. 
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5. REGIERUNGSVORLAGEN 

5.1 Gesetz über die Durchführung des Übereinkommens vom 8. Dezember 

2008 zwischen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der Re-

gierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit 

und den Informationsaustausch in Steuersachen (US-Amtshilfegesetz, US-

AHG) 

Gesetz 

vom �.. 

über die Durchführung des 

Übereinkommens vom 8. Dezember 2008 zwischen der Regierung 

des Fürstentums Liechtenstein und der Regierung der Vereinigten 

Staaten von Amerika über die 

Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Steuersachen  

(US-Amtshilfegesetz, US-AHG) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 

Zustimmung: 
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Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Zweck 

Dieses Gesetz dient der Durchführung des Übereinkommens vom 

8. Dezember 2008 zwischen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und 

der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit 

und den Informationsaustausch in Steuersachen. 

Art. 2 

Gegenstand und Geltungsbereich 

1) Dieses Gesetz regelt den Informationsaustausch in Steuersachen auf Er-

suchen zwischen den zuständigen Behörden des Fürstentums Liechtenstein und 

der Vereinigten Staaten von Amerika. 

2) Amtshilfe nach Abs. 1 wird für Informationen geleistet, die:  

a) für die Festlegung, Veranlagung, Vollstreckung oder Erhebung von Steuern 

nach Art. 3 Abs. 1 Bst. c in Bezug auf Personen, die diesen Steuern unterlie-

gen, oder die Untersuchung und Verfolgung von Steuerstrafsachen voraus-

sichtlich bedeutsam sind; 

b) die inländischen Behörden selbst innehaben oder die sich im Besitz oder 

unter der Kontrolle von Personen innerhalb des Hoheitsgebiets der ersuch-

ten Behörde befinden.  

3) Die Anhängigkeit eines Strafrechtshilfeverfahrens nach dem US-

Rechtshilfevertrag in derselben Angelegenheit hindert die Gewährung der Amts-

hilfe nach diesem Gesetz nicht. 
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Art. 3 

Begriffsbestimmungen und Bezeichnungen 

1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten: 

a) �Übereinkommen�: Übereinkommen vom 8. Dezember 2008 zwischen der 

Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der Regierung der Vereinig-

ten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit und den Informations-

austausch in Steuersachen;  

b) �US-Rechtshilfevertrag�: Vertrag vom 8. Juli 2002 betreffend die internati-

onale Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Vereinigten Staaten von 

Amerika und dem Fürstentum Liechtenstein (LGBl. 2003 Nr. 149); 

c) �Steuer�: alle Steuern, die: 

1. im Fall der Vereinigten Staaten von Amerika auf Bundesebene erho-

ben werden; 

2. im Fall des Fürstentums Liechtenstein auf Landesebene erhoben wer-

den; 

3. gleich oder im Wesentlichen ähnlich sind und die nach der Unter-

zeichnung des Übereinkommens zusätzlich zu den bestehenden Steu-

ern oder an deren Stelle erhoben werden, falls die Vertragsparteien 

des Übereinkommens dies so vereinbaren; 

d) �zuständige Behörde�: für die Vereinigten Staaten von Amerika gemäss 

Übereinkommen der Secretary of the Treasury oder sein Vertreter, für 

Liechtenstein die Liechtensteinische Steuerverwaltung; 

e) �ersuchte Behörde�: zuständige Behörde des Fürstentums Liechtenstein 

oder der Vereinigten Staaten von Amerika, die aufgrund eines Ersuchens 
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um Informationen ersucht wird oder Informationen zur Verfügung gestellt 

hat; 

f) �ersuchende Behörde�: zuständige Behörde des Fürstentums Liechtenstein 

oder der Vereinigten Staaten von Amerika, die von der ersuchten Behörde 

Informationen verlangt oder Informationen von dieser erhalten hat; 

g) �Informationen�: alle Tatsachen, Erklärungen, Unterlagen oder Aufzeich-

nungen in jeglicher Form; 

h) �Person�: eine natürliche oder juristische Person, ein Nachlass, ein Trust, 

eine Personengesellschaft, eine Gesellschaft oder irgendeine andere Per-

sonengemeinschaft, einschliesslich Anstalt und Stiftung; 

i) �Informationsinhaber�: eine Person, die über Informationen verfügt, wel-

che Gegenstand des Ersuchens sind; 

k) �betroffene Person�:  

a) der Kunde eines Informationsinhabers;  

b) die Person, deren steuer- oder steuerstrafrechtliche Verantwortung 

vom Ersuchen betroffen ist; und 

c) die Person, die persönlich und direkt durch das Ersuchen betroffen 

ist; 

l) �Berechtigter�: ein Informationsinhaber und eine betroffene Person. 

2) Unter den in diesem Gesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Be-

rufsbezeichnungen sind Personen männlichen und weiblichen Geschlechts zu 

verstehen. 
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Art. 4 

Vertraulichkeit 

1) Sämtliche Informationen, welche die ersuchende Behörde erhält, sind 

vertraulich zu behandeln und dürfen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 

notwendig ist, nur denjenigen Personen oder Behörden, einschliesslich Auf-

sichtsbehörden, innerhalb des Hoheitsgebietes der ersuchenden Behörde be-

kannt gegeben werden, die sich mit der Veranlagung oder Erhebung, der Voll-

streckung oder Verfolgung sowie der Behandlung von Beschwerden in Bezug auf 

die im Ersuchen angesprochenen Steuern befassen.  

2) Die übermittelten Informationen dürfen nur für folgende Zwecke ver-

wendet werden:  

a) die unter Art. 2 Abs. 2 Bst. a genannten; und  

b) solche, die in den Bestimmungen des US-Rechtshilfevertrages genannt 

sind. 

3) Die Verwendung der Informationen nach Abs. 2 Bst. b bedarf der Zu-

stimmung der ersuchten Behörde. Über die Zulässigkeit der Verwendung ent-

scheidet die ersuchte Behörde, sofern die Berechtigten nicht ausdrücklich und 

unwiderruflich darauf verzichten, mit Verfügung. 

4) Die Informationen dürfen in öffentlichen Gerichtsverfahren oder in Ge-

richtsentscheiden bekannt gegeben werden. 

Art. 5 

Direkter Verkehr 

Die zuständigen Behörden verkehren direkt miteinander. 
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II. 

Form der Ersuchen 

Art. 6 

Form der Ersuchen 

Ersuchen sind in schriftlicher Form zu stellen.  

III. 

Behandlung der Ersuchen 

Art. 7 

Zügige Behandlung 

Verfahren nach diesem Gesetz sind zügig durchzuführen.  

Art. 8 

Annahme und Weiterleitung der Ersuchen 

1) Die zuständige Behörde nimmt Ersuchen entgegen. 

2) Bei anderen Behörden einlangende Ersuchen sind an die zuständige Be-

hörde weiterzuleiten. 

Art. 9 

Zulässigkeit der Amtshilfe 

Die ersuchte Behörde leistet Amtshilfe nach Art. 2, wenn das Ersuchen zu-

mindest folgende Angaben enthält: 
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a) die Identität des Steuerzahlers, dessen steuer- oder steuerstrafrechtliche 

Verantwortung betroffen ist; 

b) die Zeitspanne, in Bezug auf welche die Informationen verlangt werden; 

c) die Art der verlangten Informationen und die Form, in der die ersuchende 

Behörde diese Informationen zu erhalten wünscht; 

d) die Angelegenheit nach den steuerrechtlichen Vorschriften der ersuchen-

den Behörde, in Bezug auf welche um die Informationen ersucht wird; 

e) die Gründe zur Annahme, dass die verlangten Informationen für die An-

wendung und Vollstreckung der Steuern der ersuchenden Behörde mit Be-

zug auf die nach Bst. a bezeichnete Person voraussichtlich bedeutsam sind; 

f) die Gründe zur Annahme, dass die verlangten Informationen sich bei der 

ersuchten Behörde oder im Besitz oder unter der Kontrolle einer Person 

innerhalb des Hoheitsgebiets der ersuchten Behörde befinden; 

g) soweit bekannt, die Namen und Adressen jeder Person, von der ange-

nommen wird, dass die ersuchten Informationen in deren Besitz oder unter 

deren Kontrolle sind; 

h) eine Erklärung, dass die ersuchende Behörde in der Lage wäre, die verlang-

ten Informationen zu beschaffen und zur Verfügung zu stellen, falls die er-

suchte Behörde ein vergleichbares Ersuchen stellen würde; 

i) eine Erklärung, dass die ersuchende Behörde alle angemessenen, ihr in 

ihrem Hoheitsgebiet zur Verfügung stehenden Mittel zur Beschaffung der 

Informationen ausgeschöpft hat, ausgenommen solche, die unverhältnis-

mässig grosse Schwierigkeiten bedeuten würden. 



34 

Art. 10 

Ablehnungsgründe 

Amtshilfe kann abgelehnt werden, wenn: 

a) das Ersuchen nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes entspricht und ins-

besondere die Anforderungen nach Art. 9 nicht erfüllt; 

b) die Souveränität, die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung des Fürsten-

tums Liechtenstein beeinträchtigt werden; 

c) die Verjährung in Bezug auf den Gegenstand des Ersuchens nach dem 

Recht des ersuchenden Staates eingetreten ist. 

IV.  

Verfahren 

A. Informationsbeschaffungsverfahren 

Art. 11 

Prüfung der Zulässigkeit 

1)  Die ersuchte Behörde prüft ein Ersuchen auf seine Zulässigkeit 

nach Art. 9. 

2) Kann einem Ersuchen nicht oder teilweise nicht entsprochen werden, 

weil die Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Art. 9 nicht erfüllt sind oder ein Ab-

lehnungsgrund nach Art. 10 vorliegt, teilt die ersuchte Behörde dies der ersu-

chenden Behörde unverzüglich mit. 
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3) Wird die Zulässigkeit des Ersuchens oder von Teilen des Ersuchens fest-

gestellt, trifft die ersuchte Behörde sämtliche erforderlichen Vorkehrungen und 

Massnahmen, um dem Ersuchen entsprechen zu können. 

4) Über die Feststellung der Zulässigkeit wird keine gesonderte Verfügung 

erlassen. 

Art. 12 

Beschaffung der Informationen 

1) Ergibt die Prüfung des Ersuchens dessen Zulässigkeit,  

a) benachrichtigt die ersuchte Behörde den Informationsinhaber über den 

Eingang des Ersuchens und die darin verlangten Informationen; 

b) fordert die ersuchte Behörde den Informationsinhaber gleichzeitig auf, ihr 

die verlangten Informationen binnen 14 Tagen zukommen zu lassen, sofern 

ihr diese nicht bereits bekannt sind oder ihr vorliegen; 

c) trägt die ersuchte Behörde, sofern von der ersuchenden Behörde nicht 

Geheimhaltung verlangt wurde, dem Informationsinhaber auf, allfällige be-

troffene Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland über den Eingang des 

Ersuchens, über die darin verlangten Informationen sowie über das inzwi-

schen eingeleitete inländische Verfahren in Kenntnis zu setzen und diese 

dahingehend zu informieren, dass ihnen das Recht zusteht, sich am inländi-

schen Verfahren zu beteiligen und gegebenenfalls einen inländischen Zu-

stellungsbevollmächtigten namhaft zu machen. 

2) Die Frist nach Abs. 1 Bst. b kann in begründeten Fällen angemessen ver-

längert werden. 
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3) Falls von der ersuchenden Behörde Geheimhaltung verlangt wurde, ist 

eine allfällig betroffene Person mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland spätestens mit 

der Schlussverfügung im Sinne von Abs. 1 Bst. c zu informieren. 

Art. 13 

Zusammenarbeit mit inländischen Behörden 

Die inländischen Behörden, insbesondere das Grundbuch- und Öffentlich-

keitsregisteramt sowie die FMA Finanzmarktaufsicht Liechtenstein, sind ver-

pflichtet, der ersuchten Behörde alle für die Durchführung dieses Gesetzes not-

wendigen Informationen zu erteilen. 

Art. 14 

Informationen aus dem Geheimbereich 

1) Gesetzliche Vorschriften über ein Berufs- oder Geschäftsgeheimnis ste-

hen der Beschaffung der Informationen, abgesehen von den in den Abs. 2 und 3 

genannten Fällen, nicht entgegen.  

2) Ein dem Anwaltsgeheimnis verpflichteter Rechtsanwalt muss der ersuch-

ten Behörde Informationen, die ihm in seiner Eigenschaft als Rechtsanwalt zum 

Zwecke des Ersuchens oder des Erteilens von juristischem Rat oder zum Zwecke 

der Verwendung in laufenden oder in Erwägung gezogener Rechtsverfahren an-

vertraut worden sind, nicht preisgeben. Darüber hinausgehende Informationen 

hat der Rechtsanwalt der ersuchten Behörde preiszugeben. 

3) Eigene Handels-, Geschäfts-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheim-

nisse oder Geschäftsverfahren hat der Informationsinhaber, soweit er selbst Ge-

heimnisherr ist, nicht preiszugeben. 
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Art. 15 

Umfang der Informationen 

Die ersuchte Behörde hat, sofern im Ersuchen verlangt, insbesondere fol-

gende Informationen zu beschaffen: 

a) Informationen im Besitz von Banken, anderen Finanzinstituten und jegli-

chen Personen, einschliesslich Bevollmächtigter und Treuhänder, die als 

Agent oder in treuhänderischer Eigenschaft handeln; 

b) Informationen, welche die Eigentumsverhältnisse von Rechtsträgern 

betreffen, einschliesslich Informationen über alle Personen in einer Kette 

von Eigentümern; 

c) im Falle von Personengesellschaften Informationen betreffend Identitäten 

der Mitglieder der Personengesellschaften; 

d) im Falle von Trusts Informationen betreffend Settlor, Trustee und Begüns-

tigte; 

e) im Falle von Stiftungen Informationen betreffend Stifter, Mitglieder des 

Stiftungsrats und Begünstigte. 

Art. 16 

Anordnung von Zwangsmassnahmen 

1) Wird der von der ersuchten Behörde nach Art. 12 Abs. 1 Bst. b erteilten 

Aufforderung von einem Informationsinhaber nicht freiwillig innerhalb der ge-

setzten Frist Folge geleistet, erlässt die ersuchte Behörde umgehend eine Verfü-

gung über die Anordnung von Zwangsmassnahmen. 

2) Die Verfügung nach Abs. 1 hat den dem Ersuchen zu Grunde liegenden 

Sachverhalt sowie die erforderlichen Zwangsmassnahmen aufzuführen. 
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3) Zu ihrer Wirksamkeit bedarf die Verfügung nach Abs. 1 der Bewilligung 

eines Richters des Verwaltungsgerichtshofs. Er kann der ersuchten Behörde vor 

oder mit der Entscheidung die Ergänzung der Verfügung auftragen. 

4) Der für die Bewilligung der Verfügung nach Abs. 1 zuständige Richter ist 

in der Geschäftsordnung des Verwaltungsgerichtshofs festzulegen. 

5) Bei Gefahr in Verzug ist der Erlass einer Verfügung nach Abs. 1 auch oh-

ne vorgängige Aufforderung nach Art. 12 Abs. 1 Bst. b zulässig.  

Art. 17 

Zwangsmassnahmen 

Als Zwangsmassnahmen können insbesondere angeordnet werden: 

a) Haus- und Personendurchsuchungen (§ 92 ff StPO); 

b) Beschlagnahme (§§ 96 - 98a StPO), mit Ausnahme von Anordnungen nach 

§ 97a StPO; § 98a StPO findet für die Zwecke dieses Gesetzes sinngemäss 

Anwendung; 

c) Zwangs- und Beugemittel gegen Zeugen (§§ 113, 114 StPO). 

Art. 18 

Durchführung der Zwangsmassnahmen 

1) Bewilligt der Richter des Verwaltungsgerichtshofs die Verfügung nach 

Art. 16 Abs. 1, führt die ersuchte Behörde die Zwangsmassnahmen durch.  

2) Die ersuchte Behörde kann die Landespolizei um Unterstützung bei der 

Durchführung der Zwangsmassnahmen ersuchen. 
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Art. 19 

Zulassung der ersuchenden Behörde 

1) Die Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz durch 

Vertreter der ersuchenden Behörde auf dem Gebiet des Fürstentums Liechten-

stein ist, abgesehen von den in den Abs. 2 bis 4 genannten Fällen, unzulässig. 

2) Das Ressort Finanzen kann die Anwesenheit von Vertretern der ersu-

chenden Behörde bewilligen, um unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften 

einen Informationsinhaber bzw. eine betroffene Person zu befragen und Unter-

lagen einzusehen, sofern: 

a) dies zur sachgemässem Erledigung des Ersuchens erforderlich ist; 

b) der Informationsinhaber bzw. die betroffene Person vorgängig ihre schrift-

liche Zustimmung erteilt hat.  

Der ersuchten Behörde steht es frei, an einem solchen Treffen zwischen den Ver-

tretern der ersuchenden Behörde und dem Informationsinhaber bzw. der betrof-

fenen Person teilzunehmen. 

3) Das Ressort Finanzen kann die Anwesenheit von Vertretern der ersu-

chenden Behörde bewilligen, um an einer von der ersuchten Behörde durchzu-

führenden oder von ihr in Auftrag gegebenen Steuerprüfung teilzunehmen. Die 

Steuerprüfung ist stets von der ersuchten Behörde oder deren Beauftragten 

durchzuführen. Vertreter der ersuchenden Behörde dürfen selbst keine Ermitt-

lungshandlungen vornehmen. Sie haben jedoch Zugang zu denselben Räumlich-

keiten und Unterlagen wie die ersuchte Behörde. 

4) Nach Abs. 3 zugelassenen Vertretern der ersuchenden Behörde steht 

das Recht zu, die eine Zeugenaussage machende oder Geschäftsbücher, Doku-
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mente, Unterlagen und andere bewegliche Sachen herausgebende Person durch 

die ersuchte Behörde befragen zu lassen. 

Art. 20 

Zulassung weiterer Personen 

Das Ressort Finanzen kann die Anwesenheit von Personen, die von der er-

suchenden Behörde bestimmt wurden, weil diese in die Behandlung des Ersu-

chens involviert oder davon betroffen sind, einschliesslich des Angeklagten, des 

Verteidigers des Angeklagten, der Personen, die für die Verwaltung und die Voll-

streckung der vom Übereinkommen betroffenen innerstaatlichen Vorschriften 

des ersuchenden Staates zuständig sind, bewilligen, um die eine Zeugenaussage 

machende oder Geschäftsbücher, Dokumente, Unterlagen und andere bewegli-

che Sachen herausgebende Person durch die ersuchte Behörde befragen zu las-

sen. 

B. Übermittlungsverfahren 

Art. 21 

Fehlende Informationen 

Kann einem Ersuchen nicht oder teilweise nicht entsprochen werden, weil 

sich die verlangten Informationen nicht bei den inländischen Behörden oder im 

Besitz oder unter der Kontrolle einer Person innerhalb des Hoheitsgebiets der 

ersuchten Behörde befinden, teilt die ersuchte Behörde dies der ersuchenden 

Behörde unverzüglich mit. 
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Art. 22 

Vereinfachtes Verfahren 

1) Die Berechtigten können bis zum Abschluss des Verfahrens der Über-

mittlung der Informationen zustimmen. Die Zustimmung ist unwiderruflich. 

2) Willigen alle Berechtigten ein, hält die ersuchte Behörde die Zustimmung 

schriftlich fest und übermittelt die Informationen an die ersuchende Behörde. 

3) Umfasst die Zustimmung nur einen Teil der Informationen, wird für den 

restlichen Teil das ordentliche Verfahren weitergeführt. 

Art. 23 

Schlussverfügung 

1) Kommt die ersuchte Behörde nach Prüfung der Informationen zum 

Schluss, dass dem Ersuchen Folge geleistet werden kann, erlässt sie eine Schluss-

verfügung über die Zulässigkeit des Ersuchens und darüber, welche Informatio-

nen der ersuchenden Behörde übermittelt werden. 

2) Erwächst die Schlussverfügung in Rechtskraft, übermittelt die ersuchte 

Behörde die Informationen an die ersuchende Behörde. 

3) Informationen, welche der ersuchenden Behörde nicht übermittelt wer-

den, sind den Berechtigten zurück zu geben. 
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C. Weiterleitungsverfahren 

Art. 24 

Weiterleitung der Informationen an Drittstaaten 

1) Die ersuchende Behörde darf die ihr übermittelten Informationen nur 

nach Zustimmung der ersuchten Behörde an Steuerbehörden eines Drittstaates 

weiterleiten. 

2) Die Zustimmung nach Abs. 1 wird erteilt, sofern 

a) ein mit dem Übereinkommen gleichwertiger Vertrag mit dem betreffenden 

Drittstaat besteht und keine besonderen Gründe einer Weiterleitung ent-

gegenstehen; oder  

b) die Weiterleitung im wesentlichen Landesinteresse liegt. 

3) Über die Zulässigkeit der Weiterleitung nach Abs. 1 entscheidet die er-

suchte Behörde, sofern die Berechtigten nicht ausdrücklich und unwiderruflich 

darauf verzichten, mit Verfügung. 

V.  

Verfahrensbeteiligte und Zustellung 

Art. 25 

Rechte der Berechtigten 

1) Die Berechtigten können sich am Verfahren beteiligen und ihre Rechte 

wahrnehmen, soweit dies für die Wahrung schutzwürdiger Interessen notwendig 

ist. 
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2) Die Einsichtnahme in Aktenstücke oder die Teilnahme am Verfahren 

können nur eingeschränkt und nur für Aktenstücke und Verfahrenshandlungen 

verweigert werden: 

a) im Interesse des ausländischen Verfahrens; 

b) zum Schutz eines wesentlichen Interesses, sofern die ersuchende Behörde 

es verlangt; 

c) wegen der Natur oder der Dringlichkeit der zu treffenden Amtshilfehand-

lung; 

d) zum Schutz wesentlicher privater Interessen; oder 

e) im Interesse eines liechtensteinischen Verfahrens. 

Art. 26 

Zustellung 

1) Die ersuchte Behörde und die Rechtsmittelinstanzen stellen ihre Be-

nachrichtigungen, Ladungen und Entscheidungen zu: 

a) den Berechtigten, welche in Liechtenstein ihren Wohnsitz oder Sitz haben 

und soweit diese der ersuchten Behörde bekannt sind; und 

b) den inländischen Zustellungsbevollmächtigten der im Ausland ansässigen 

betroffenen Personen, soweit sich diese am Verfahren beteiligt und einen 

inländischen Zustellungsbevollmächtigten namhaft gemacht haben. 

2) Macht die im Ausland ansässige betroffene Person keinen inländischen Zustel-

lungsbevollmächtigten namhaft, gelten Zustellungen an diese mit der Zustellung 

an den Informationsinhaber als bewirkt. 
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3) Zustellungen an Berechtigte, welche in Liechtenstein ihren Wohnsitz o-

der Sitz haben und die der ersuchten Behörde nicht bekannt sind, gelten mit der 

Zustellung an den Informationsinhaber als bewirkt. 

4) Die Zustellung an organlose oder gelöschte juristische Personen, perso-

nenrechtliche Gemeinschaften oder an juristische Personen, die kein inländi-

sches Organ und keinen inländischen Repräsentanten mehr haben, erfolgt an 

deren letztes inländisches Organ oder letzten inländischen Repräsentanten, wo-

mit die Zustellung als bewirkt gilt. 

VI. 

Rechtsmittel 

Art. 27 

Verfügungen der ersuchten Behörde 

Schlussverfügungen nach Art. 23 und Verfügungen nach Art. 4 Abs. 3 sowie 

Art. 24 Abs. 3 können binnen 14 Tagen ab Zustellung mit Beschwerde an den 

Verwaltungsgerichtshof angefochten werden.  

Art. 28 

Beschlüsse über Verfügungen betreffend die Anordnung von Zwangsmassnahmen 

1) Beschlüsse nach Art. 16 Abs. 3 sind mit Ausnahme von Beschlüssen, mit 

denen über einen Zeugen eine Beugehaft verhängt wird, sofort vollstreckbar und 

können nur gleichzeitig mit der Schlussverfügung angefochten werden. 
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2) Beschlüsse, mit denen eine Beugehaft verhängt wird, können binnen ei-

ner Woche ab Zustellung mit Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ange-

fochten werden. Einer solchen Beschwerde kommt aufschiebende Wirkung zu.  

3) Beschlüsse, mit welchen eine Bewilligung nach Art. 16 Abs. 3 verweigert 

wird, können von der ersuchten Behörde binnen einer Woche ab Zustellung mit 

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof angefochten werden.  

Art. 29 

Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs 

1) Gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs kann binnen 14 Ta-

gen Individualbeschwerde an den Staatsgerichtshof erhoben werden.  

2) Anträge auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung oder auf Erlass 

vorsorglicher Massnahmen sind bei Individualbeschwerden an den Staatsge-

richtshof gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshof nicht zulässig. 

VII.  

Anwendbares Recht  

Art. 30 

Verweisung 

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, richtet sich das Ver-

fahren nach den Bestimmungen des Gesetzes über die allgemeine Landesverwal-

tungspflege und finden für die Anordnung von Zwangsmassnahmen sowie die 
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Vernehmung und Beeidung von Personen die Bestimmungen der Strafprozess-

ordnung sinngemäss Anwendung. 

VIII.  

Erwirkung der Amtshilfe 

Art. 31 

Voraussetzungen und Verfahren 

1) Ersuchen sind von der ersuchenden Behörde an die ersuchte Behörde zu 

richten.  

2) Die Ersuchen haben den dem Verfahren zugrunde liegenden Sachverhalt 

und die nach dem Übereinkommen erforderlichen Angaben zu enthalten.  

IX. 

Schlussbestimmungen 

Art. 32 

Zeitlicher Geltungsbereich 

1) Dieses Gesetz findet nur Anwendung auf Ersuchen,  

a) die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eingehen; und 

b) Bezug auf Steuerjahre nehmen, die am oder nach dem 1. Januar 2009 be-

gonnen haben.  
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2) Informationen, die vor dem 1. Januar 2009 erstellt wurden, können nur 

an die ersuchende Behörde übermittelt werden, sofern diese für ein Ersuchen 

mit Bezug auf Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen, vor-

aussichtlich bedeutsam sind. 

Art. 33 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 
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5.2 Verfassungsgesetz über die Abänderung der Verfassung 

Verfassungsgesetz 

vom � 

über die Abänderung der Verfassung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 

Zustimmung: 

Die Verfassung vom 5. Oktober 1921, LGBl. 1921 Nr. 15, in der geltenden 

Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 78 

5) Vorbehalten bleibt Art. 102 Abs. 5. 

Art. 102 Abs. 5 

5) Sämtliche Entscheidungen und Verfügungen der Regierung, der anstelle 

der Kollegialregierung eingesetzten besonderen Kommissionen (Art. 78 Abs. 3) 

und, soweit dies gesetzlich ausdrücklich bestimmt ist, Entscheidungen und Ver-

fügungen von Amtspersonen, Amtsstellen oder besonderen Kommissionen (Art. 

78 Abs. 2) sowie von besonderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts (Art. 78 Abs. 4) unterliegen dem Rechtsmittel der Beschwer-

de an den Verwaltungsgerichtshof. 


